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Geleitwort 
 

Die weitest reichende Novellierung der Insolvenzordnung seit deren Bestehen wurde kürzlich 
vom Gesetzgeber initiiert. Grund hierfür waren die niedrigen Gläubigerbefriedigungsquoten, 
die nur selten zweistellige Werte erreichten. Auch die Möglichkeit zur Eigenverwaltung 
sowie das Insolvenzplanverfahren vermochten daran wenig zu ändern. Aufgeteilt ist diese 
Insolvenzrechtsreform in insgesamt drei Stufen. Da die zweite Stufe die Insolvenz natürlicher 
Personen betrifft und sich die dritte Stufe, deren Ziel die Erleichterung der Bewältigung von 
Konzerninsolvenzen ist, derzeit noch im laufenden Gesetzgebungsverfahren befindet, bildet 
den Gegenstand der vorgelegten Untersuchung allein die erste Stufe der Reform, das ESUG 
(Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unternehmen), welches am 1. März 
2012 mit seinen wesentlichen Teilen in Kraft getreten war. 

Im Schrifttum stieß das ESUG überwiegend auf positive Resonanz. Entsprechend groß waren 
die Erwartungen an dessen praktische Bedeutung. Gleichwohl war – und zwar noch während 
des Entwurfsstadiums – darauf hingewiesen worden, dass das Gesetz respektive der Entwurf 
keine steuerlichen Begleitmaßnahmen vorsieht. Ergänzende steuerliche Vorschriften seien 
jedoch unabdingbar. Anderenfalls würde das Insolvenzplanverfahren von der Praxis nicht 
angenommen. Insofern wurde der Gesetzgeber seinerzeit wohl gewarnt, dass die Reform ein 
Stück weit wirkungslos bleibt, wenn hier nicht nachgebessert wird. An sowohl konkreten als 
auch geeigneten Lösungsvorschlägen fehlte es indessen bis zuletzt. Auch der aktuelle Ent-
wurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Bewältigung von Konzerninsolvenzen sieht bislang 
keine Ergänzungen im Bereich des Steuerrechts vor. 

In diese Lücke stößt die vorliegende Arbeit. Die Aktualität der Thematik ist ungebrochen, ihre 
praktische Relevanz unverändert hoch. Hiervon zeugen neben der noch immer großen Anzahl 
an Fachpublikationen, innerhalb derer Schrifttum und Praxis den defizitären (steuerlichen) 
Status quo anprangern, die diesem Themengebiet entstammenden Streitfälle, die derzeit nicht 
nur die nationalen Gerichte, sondern auch das Gericht der Europäischen Union respektive den 
Europäischen Gerichtshof beschäftigen. Auch die politischen Entscheidungsträger scheinen 
den Bedarf an flankierenden steuerlichen Regelungen inzwischen erkannt zu haben. Jedenfalls 
konstituierte sich im Dezember 2012 auf Anregung des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz eine Kommission zur Harmonisierung des Insolvenz- und Steuerrechts, 
deren Abschlussbericht Ende 2014 veröffentlicht wurde. Dieser Bericht befasst sich in Teilen 
mit denselben steuerlichen Problemen, wie sie auch der Verfasser in seiner Ausarbeitung 
thematisiert. 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit besteht daher darin, den defizitären (steuerlichen) Status quo 
darzustellen respektive kritisch zu analysieren, daran anschließend – auf den im Zuge dessen 
gewonnenen Erkenntnissen aufbauend – die Fortentwicklungsperspektiven herauszuarbeiten 
sowie – soweit möglich und notwendig – konkrete (ausformulierte) Lösungsvorschläge zu 
unterbreiten, die – im Falle ihrer Umsetzung durch den Gesetzgeber – auch einer Prüfung im 
Lichte des europäischen Beihilferechts standhalten würden und damit geeignet sind. Die 



VI Geleitwort  

vorliegende Dissertation beinhaltet auf der Grundlage des höchst komplexen Gebiets des 
Insolvenzrechts eine umfassende betriebswirtschaftliche Analyse, wobei gerade die Aus-
führungen im vierten und fünften Hauptkapitel die zentrale Positionierung in der Betriebs-
wirtschaftlichen Steuerlehre zum Ausdruck bringen. Die kritische Analyse von Steuerrechts-
normen im Hinblick auf steuerliche Wirkungen und mögliche Steuergestaltungen erfolgt in 
einer Weise, die zur Ableitung konkreter Vorschläge für die geltenden Steuernormen und 
damit zur Erfüllung der Aufgabe der Steuerrechtsgestaltungslehre im Rahmen eines norma-
tiven Forschungsansatzes führen. In einer von größter Eigenständigkeit und Innovationskraft 
geprägten Weise gelingt Herrn Dr. Tim Palm eine betriebswirtschaftlich überaus fundierte 
Aufarbeitung einer Thematik, die so auch noch nicht ansatzweise in der Literatur behandelt 
wurde. Insbesondere die von ihm abgeleiteten Lösungsvorschläge sind in jeder Hinsicht 
überzeugend und berücksichtigen auch die tatsächlichen Verhältnisse in der Realität. Seine 
völlig zu Recht kritischen Gedanken zum Beihilfebegriff der Europäischen Kommission 
stellen aus meiner Sicht die Grundlage für eine umfassende Diskussion bestimmter Sach-
verhalte dar. Schon allein diese Aussage zeigt, in wie umfassender Weise der Verfasser die 
Thematik abgearbeitet hat. 

Die von sehr großer wissenschaftlicher Originalität und Eigenständigkeit sowie beein-
druckender wissenschaftlicher Analysetechnik geprägte Arbeit von Herrn Dr. Tim Palm, die 
der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes als 
Dissertation vorgelegt und mit herausragendem Ergebnis angenommen wurde, verdient eine 
sehr große Verbreitung in Theorie und Praxis. 

 

Saarbrücken, im Dezember 2015 Univ.-Professor Dr. Heinz Kußmaul 

 



   

Vorwort 
 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
des Betriebswirtschaftlichen Instituts für Steuerlehre und Entrepreneurship, des Lehrstuhls für 
Betriebswirtschaftslehre, insbesondere Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, sowie des Instituts 
für Existenzgründung/Mittelstand, welche allesamt an der Universität des Saarlandes ange-
siedelt sind. Von deren Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurde sie im 
Wintersemester 2015/2016 als Dissertation angenommen. Ihr Titel lautete: „Zu konzeptio-
nellen Zweifelsfragen und steuerlichen Fallstricken im Kontext der Sanierung von Kapital-
gesellschaften am Beispiel des Insolvenzplanverfahrens – Eine kritische Analyse des defizi-
tären Status quo sowie der Fortentwicklungsperspektiven –“. 

„Keine Schuld ist dringender, als die, Dank zu sagen.“ 
(Marcus Tullius Cicero, 106–43 v. Chr.) 

An dieser Stelle darf ich all jenen Danke sagen, die mich in den vergangenen Monaten und 
Jahren in unterschiedlichster Form sowohl begleitet als auch bestärkt und damit einen wesent-
lichen Beitrag zum erfolgreichen Abschluss meines Promotionsverfahrens geleistet haben. 
Ein ganz besonderer und herzlicher Dank gebührt meinem verehrten akademischen Lehrer 
und Doktorvater, Herrn Univ.-Prof. Dr. Heinz Kußmaul, nicht nur für die fortwährende Be-
treuung meines Vorhabens sowie die Anfertigung des Erstgutachtens, sondern vor allem für 
die mir zugestandenen Freiräume und das in mich gesetzte Vertrauen. Die großzügige Unter-
stützung, die er seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gewährt, geht weit über das übliche 
Maß hinaus. Seine effiziente Arbeitsweise und unermüdliche Schaffenskraft waren respektive 
sind Vorbild und Antrieb zugleich. Herrn Univ.-Prof. Dr. Michael Olbrich sehe ich mich 
aufgrund der äußerst zügigen Erstellung des Zweitgutachtens sowie des angenehmen per-
sönlichen Umgangs zu großem Dank verpflichtet. Gedankt sei ferner Herrn Univ.-Prof. Dr. 
Alexander Baumeister für die Bereitschaft, den Vorsitz des Disputationsausschusses zu über-
nehmen, sowie Herrn Dr. Manuel Schieler, welcher im Zuge dessen als Beisitzer fungierte. 

Darüber hinaus danke ich den Herren Prof. Dr. Claus-Peter Weber und Univ.-Prof. Dr. Heinz 
Kußmaul vielmals für die Aufnahme meiner Dissertation in die Schriftenreihe „Bilanz-, Prü-
fungs- und Steuerwesen“ sowie den Verantwortlichen des Erich Schmidt Verlags für die 
harmonische und reibungslose Zusammenarbeit im Rahmen ihrer Veröffentlichung. 

Von unschätzbarem Wert war zudem die stete Diskussions- und Hilfsbereitschaft meiner 
aktuellen und ehemaligen Kolleginnen und Kollegen sowie unserer Sekretärin, Frau Heike 
Mang. Insbesondere die Herren Raphael Eichenlaub, Sebastian Höfner, Dr. Eric Huwer, 
Florian Kloster, Siu Lam und Dr. Christoph Niehren, denen ich auch freundschaftlich eng ver-
bunden bin, standen mir bei Fragen und Problemen jeglicher Art jederzeit mit Rat und Tat zur 
Seite. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang Herr Christian Schwarz, welcher die 
Kombination aus Kollege und Freund wie kein Zweiter verkörpert und schon sehr lange eine 
wichtige Stütze darstellt. 
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Einen enormen Anteil am Gelingen meiner Promotion hat nicht zuletzt mein privates Umfeld, 
welches mich seit jeher in allen Lagen vielfältig und nach Kräften unterstützt, allen voran 
meine Schwester Magdalena Palm, mein Onkel Nikolaus Mißler, meine Großmutter Elsa 
Mißler sowie meine engsten Freunde Mirko Becker und Thorsten Fischer. Diesen Personen 
kommt in meinem Leben eine herausragende Bedeutung zu, wofür ich ihnen von Herzen 
dankbar bin. Nämliches gilt für Frau Carina Sorrenti sowie Frau Carmen Kreutzer, die zusätz-
lich weite Teile meines Manuskripts Korrektur gelesen und mich dadurch vor (weiteren) 
Fehlern bewahrt haben. 

Frau Johanna Kreutzer schulde ich – neben meinen Eltern – den größten Dank. Ohne ihren 
ständigen Beistand, ihre nicht zu erschöpfende Geduld und ihren ermutigenden Zuspruch 
wäre eine Fertigstellung dieses Projekts kaum möglich gewesen. Du hast mir außerordentlich 
viel Kraft gegeben, was ich dir nie vergessen werde! Die Anerkennung, die meine Mutter 
Elisabeth und mein Vater Helmut Palm verdienen, lässt sich schwerlich in Worte fassen. Sie 
haben mir zeitlebens selbstlos den Rücken gestärkt und alle meine bisherigen Entscheidungen 
vorbehaltlos gefördert, worauf ich unendlich stolz bin. Erst euer beispielloses Engagement 
ebnete den Weg, welchen ich heute beschreite! Euch sowie Johanna ist diese Arbeit in Liebe 
und Dankbarkeit gewidmet. 

 

Saarbrücken, im Dezember 2015 Dr. Tim Palm 
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